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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-000936/2022/rev.1
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Simone Schmiedtbauer (PPE)

Betrifft: Aggression Russlands gegen die Ukraine und Auswirkungen auf die 
Lebensmittelversorgungssicherheit

Durch den Überfall Russlands auf die Ukraine am 24. Februar 2022 haben sich sämtliche 
Rahmenbedingungen der EU völlig verändert. Der Grüne Deal wurde unter gänzlich anderen 
Voraussetzungen aufgesetzt. Weite Bereiche des Richtlinien- und Verordnungspakets resultieren in 
Produktionseinschränkungen und neuen Verwaltungshemmnissen im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft. Der bewaffnete Konflikt in der Ukraine führt zu massiven Verknappungen von 
Agrarrohstoffen, insbesondere Weizen, von denen die Union stark abhängig ist. Bereits jetzt 
reduzieren Landwirte ihre Viehbestände. Mischfutter- und Düngemittelwerke drosseln ihre Produktion.

1. Wie gedenkt die Kommission die Lebensmittelversorgungssicherheit der Bevölkerung in der 
Union zu garantieren? Wie gedenkt die Kommission der ins Haus stehenden Getreide- und der 
damit zusammenhängenden Futtermittelknappheit entgegenzuwirken?

2. Gedenkt die Kommission die Gesetzesinitiativen und Strategien des Grünen Deals inklusive 
seiner Zielsetzungen (u. a. zur Außernutzungstellung von Flächen) an die neuen 
Herausforderungen und veränderten Rahmenbedingungen anzupassen, und wenn ja, wie? Oder 
gedenkt die Kommission sie unreflektiert beizubehalten?

3. Welche Unterstützung wird es von Seiten der Kommission für die Landwirtschaft, speziell kleine 
und mittlere Betriebe, geben, um diese multidimensionale Krise zu bewältigen, und welche 
Maßnahmen wird es von Seiten der Kommission für die Mitgliedstaaten geben, um den infolge 
des Konflikts steigenden Lebensmittelpreisen entgegenzuwirken?

Unterstützer1

1 Diese Anfrage wird von Mitgliedern unterstützt, die nicht mit dem Verfasser bzw. der Verfasserin identisch 
sind: Alexander Bernhuber (PPE), Angelika Winzig (PPE), Barbara Thaler (PPE), Christian Sagartz (PPE), 
Lukas Mandl (PPE), Othmar Karas (PPE)


